
Aktenzeichen: 7 AZR 716/97 
Bundesarbeitsgericht 7. Senat Urteil vom 15. April 1999 

- 7 AZR 716/97 -
I. Arbeitsgericht 

Frankfurt am Main
Urteil vom 12. März 1996 
- 4 Ca 9855/94 -

II. Hessisches
Landesarbeitsgericht

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja 
Für das Bundesarchiv : Nein

Urteil vom 15. August 1997 
- 13 Sa 1365/96 -

Entscheidungsstichwort:
Abmahnung - Entfernung - Widerruf - Feststellungsinteresse

Gesetz:
BGB § 242, § 611, § 1004; ZPO § 91 a, § 256 

Leitsatz:
Auch nach der Entfernung einer Abmahnung aus der Personalakte 
ist der Arbeitnehmer nicht gehindert, einen Anspruch auf 
Widerruf der in der Abmahnung abgegebenen Erklärungen 
gerichtlich geltend zu machen.
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7 AZR 716/97
13 Sa 1365/96 Hessen

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
15. April 1999

Urteil
Siegel,
Amtsinspektorin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.

hat der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts gemäß § 128 Abs. 2 ZPO in der Sit­

zung am 15. April 1999 durch den Vorsitzenden Richter Dörner, den Richter 

Prof. Dr. Steckhan und die Richterin Schmidt sowie die ehrenamtlichen Richter Wilke
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und Straub für Recht erkannt:
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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Hessischen 
Landesarbeitsgerichts vom 15. August 1997 -1 3  Sa 1365/96 - 
wird zurückgewiesen.

Die Klägerin hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten über den Widerruf einer Abmahnung, die infolge 

Zeitablaufs aus der Personalakte entfernt worden ist.

Die Beklagte ist ein international tätiges Luftfahrtunternehmen, in deren 

pfankfurter Betrieb die Klägerin beschäftigt ist. Die Klägerin gehört dem für diesen 

/  7 Betrieb gewählten Betriebsrat an; sie ist außerdem Mitglied des Gesamtbetriebsrats. 

Zur Abmeldung für die Erledigung von Betriebsratsaufgaben wird in dem Betrieb der 

Beklagten das Formular „Mitteilung über Freistellung vom Dienst für Betriebsratstä­

tigkeiten“ verwendet.

Am 26. September 1994 war die Klägerin nicht an ihrem Arbeitsplatz er­

schienen. Daraufhin erteilte ihr die Beklagte mit Schreiben vom 27. September 1994 

eine Abmahnung wegen unentschuldigten Fernbleibens.

Nachdem die Klägerin die Beklagte auf Widerruf und Entfernung der Ab­

mahnung aus der Personalakte vor dem Arbeitsgericht in Anspruch genommen hat­

te, entfernte die Beklagte wegen Zeitablaufs die Abmahnung aus der Personalakte. 

Daraufhin erklärten beide Parteien den Rechtsstreit insoweit übereinstimmend für
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erledigt.
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Die Klägerin hat behauptet, sie habe sich am 23. September 1994 ord­

nungsgemäß für die Erledigung erforderlicher Betriebsratstätigkeiten am 

26. September 1994 abgemeldet. Der Vorwurf einer Arbeitszeitversäumnis bestehe 

zu Unrecht. Das wirke sich auch nach Entfernung der Abmahnung auf ihr berufliches 

Fortkommen aus. Es sei ungeklärt geblieben, ob der gegen sie gerichtete Vorwurf 

zutreffe. Das sei für sie als Mitglied des Betriebsrats und Gesamtbetriebsrats klä­

rungsbedürftig. Das gelte auch für die übrigen Betriebsratsmitglieder.

Die Klägerin hat zuletzt beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, die Abmahnung vom 
27. September 1994 zu widerrufen, und sie zu verurteilen, die 
Kosten des Rechtsstreits auch insoweit zu tragen als der 
Rechtsstreit für erledigt erklärt wurde,

hilfsweise festzustellen, daß die Abmahnung vom 
27. September 1994 unberechtigt war und unwirksam ist.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat gemeint, die Klage sei unzulässig. Nach Entfernung der 

Abmahnung aus der Personalakte fehle es an einer fortdauernden Rechtsbeein­

trächtigung.

Das Arbeitsgericht hat die Klage als unzulässig abgewiesen und der Klägerin 

die Kosten des Rechtsstreits auch hinsichtlich des erledigten Teils auferlegt. Die da­

gegen gerichtete Berufung der Klägerin hat das Landesarbeitsgericht zurückgewie­

sen. Mit ihrer Revision verfolgt die Klägerin ihr bisheriges Klageziel. Die Beklagte 

beantragt, die Revision zurückzuweisen.
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E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e :

Die Revision der Klägerin hatte keinen Erfolg.

I. Die Klage auf Widerruf der Abmahnung vom 27. September 1994 ist zwar

zulässig, aber unbegründet.

1. Der Antrag der Klägerin auf Widerruf dieser Abmahnung ist hinreichend be­

stimmt. Sie verlangt von der Beklagten eine schriftliche Erklärung, in der die Arbeit­

geberin ihre Behauptung widerruft, die Klägerin habe sich für den 26. September 

1994 nicht für die Erledigung von Betriebsratsaufgaben abgemeldet und sei deshalb 

unentschuldigt ihrer Arbeit ferngeblieben. Diese Erklärung soll gegenüber der Kläge­

rin abgegeben werden.

2. Dieser Leistungsklage fehlt nicht das Rechtsschutzbedürfnis. Das hat das 

Landesarbeitsgericht verkannt.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts ergibt sich 

das Rechtsschutzbedürfnis für eine Leistungsklage aus der Nichterfüllung des mate­

riell-rechtlichen Anspruchs (BAG Urteil vom 14. September 1994 - 5 AZR 632/93 - 

BAGE 77, 378 = AP Nr. 13 zu § 611 BGB Abmahnung, m.w.N.; Germel- 

mann/Matthes/Prütting, ArbGG, 3. Aufl., § 46 Rz 42; Hauck, ArbGG, § 46 Rz 22). 

Dafür genügt regelmäßig die Behauptung des Klägers, daß der von ihm begehrte 

Anspruch besteht. Ob ein solcher Anspruch gegeben ist, ist eine Frage seiner mate­

riell-rechtlichen Begründetheit. Zwar kann ausnahmsweise aufgrund besonderer 

Umstände das Verlangen des Klägers, in die materiell-rechtliche Prüfung seines An­

spruchs einzutreten, nicht schutzwürdig sein, wie das etwa der Fall ist bei einem Wi-

- 5
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 -

dermfsbegehren gegenüber Sachvorbringen, das der Rechtsverteidigung oder 

Rechtsverfolgung in einem laufenden gerichtlichen Verfahren dient (vgl. BGH Urteil 

vom 9. April 1987 - 1ZR 44/85 - NJW 1987,3138, m.w.N.). Solche Umstände hat 

das Landesarbeitsgericht nicht festgestellt.

3. Die Widerrufsklage ist jedoch unbegründet. Der Klägerin steht der geltend 

gemachte Anspruch nicht zu. Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts 

fehlt es an einer fortdauernden Beeinträchtigung von Rechten der Klägerin, die 

durch den verlangten Widerruf beseitigt werden könnten.

a) Ein Widerrufsanspruch dient dem Schutz des Betroffenen vor einer anhal­

tenden Beeinträchtigung seiner Rechte. Er setzt neben dem Vorliegen entsprechen­

der Rechtsverletzungen voraus, daß diese Rechtsbeeinträchtigungen andauern und 

durch den begehrten Widerruf auch beseitigt werden können.

b) Vorliegend kann dahinstehen, ob die Klägerin durch die Behauptung der Be­

klagten in ihrem beruflichen Fortkommen oder ihrem Persönlichkeitsrecht verletzt 

worden ist und ihr deswegen ein schuldrechtlicher (§ 611 BGB i.V.m. § 242 BGB) 

oderein quasinegatorischer Anspruch aus § 1004 BGB analog zusteht. Denn in bei­

den Fällen fehlt es an einer fortdauernden Rechtsbeeinträchtigung. Nach den bin­

denden Feststellungen des Landesarbeitsgerichts liegt eine anhaltende Beeinträch­

tigung im beruflichen Fortkommen nicht vor, nachdem die Beklagte die Erklärung 

abgegeben hat, die Abmahnung vom 27. September 1994 nicht zur Begründung 

späterer arbeitsrechtlicher Maßnahmen heranzuziehen. Auch im Zusammenhang mit 

der Betriebsratstätigkeit ist eine fortdauernde Beeinträchtigung des beruflichen Fort­

kommens oder von Persönlichkeitsrechten nicht erkennbar. Zwischen den Parteien
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besteht kein genereller Streit über arbeitsvertragliche Abmeldepflichten für die Erle­

digung von Betriebsratsaufgaben, sondern nur darüber, ob sich die Klägerin in einem 

Einzelfall tatsächlich abgemeldet hat. Soweit sich die Klägerin in diesem Zusam­

menhang darauf beruft, auch die übrigen Betriebsratsmitglieder seien durch die Ab­

mahnung verunsichert und in ihren betriebsverfassungsrechtlichen Rechten betrof­

fen, beruft sie sich auf Rechtsbeeinträchtigungen Dritter. Darauf kann sie ihr Wider­

rufsbegehren nicht stützen.

Die Klägerin hat erstmals im Revisionsverfahren geltend gemacht, sie sei 

durch das betriebsinterne Bekanntwerden der gegen sie erhobenen Vorwürfe in ih­

rem Ansehen innerhalb der Belegschaft beeinträchtigt. Dabei handelt es sich um 

neuen Tatsachenvortrag, der im Revisionsverfahren grundsätzlich unbeachtlich ist. 

Darüber hinaus ist das Vorbringen auch unschlüssig. Es läßt weder erkennen, daß 

die Arbeitgeberin ein betriebsinternes Bekanntwerden des Vorwurfs zu verantworten 

hätte, noch wird deutlich, wie der im Verhältnis der Vertragsparteien zueinander be­

gehrte Widerruf einem möglichen Ansehensverlust bei Dritten entgegenwirken 

könnte.

II. Die hilfsweise erhobene Feststellungsklage ist unzulässig. Ihr fehlt das nach 

§ 256 Abs. 1 ZPO erforderliche Feststellungsinteresse.

Nach § 256 Abs. 1 ZPO kann eine Klage auf die Feststellung des Bestehens

oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses gerichtet werden, wenn der Kläger

ein rechtliches Interesse daran hat, daß das Rechtsverhältnis durch eine gerichtliche

Entscheidung alsbald festgestellt wird. Diese besondere Sachurteilsvoraussetzung

einer Feststellungsklage liegt nicht vor. Ob der Antrag überhaupt auf die Feststellung

eines Rechtsverhältnisses gerichtet war, kann offenbleiben. Zutreffend hat das Lan-
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desarbeitsgericht erkannt, daß die Klägerin eine Unsicherheit hinsichtlich ihres künf­

tigen arbeitsvertraglichen Verhaltens bei der Abmeldung für Betriebsratstätigkeiten 

nicht vorgetragen hat. Zwischen den Parteien bestehen keine Unklarheiten darüber, 

ob und wie sich die Klägerin für die Erledigung von Betriebsratsaufgaben abzumel­

den hat. Der Antrag der Klägerin hat vielmehr zum Ziel, ein Rechtsgutachten über 

einen in der Vergangenheit liegenden abgeschlossenen Vorgang erstellen zu lassen. 

Das ist nicht Aufgabe des Gerichts.

III. Unzulässig ist die Revision, soweit sie sich gegen den auf § 91 a ZPO beru­

henden Teil der Kostenentscheidung wendet.

Bei einer Teilerledigung des Rechtsstreits endet der Instanzenzug hinsicht­

lich der Kosten, die sich auf den erledigten Teil beziehen, nach dem Grundgedanken 

des § 78 Abs. 2 ArbGG beim Landesarbeitsgericht. Das gilt auch, soweit das Beru­

fungsurteil eine einheitliche Kostenentscheidung enthält und gegen das Urteil die 

Revision uneingeschränkt zugelassen wird. Eine uneingeschränkte Revisionszulas­

sung auch hinsichtlich der Kostenentscheidung für den erledigten Teil des Rechts­

streits ist für die Zulässigkeit des Rechtsmittels ohne Bedeutung (vgl. BGH Urteil 

vom 22. Mai 1989 - VIII ZR 192/88 - BGHZ 107, 315).

IV. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Dörner Steckhan Schmidt

Wilke Straub
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